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Aktenzeichen: 2 AZR 657/84
Bundesarbeitsgericht 2. Senat Urteil vom 7. November 1985

- 2 AZR 657/84 -
I. Arbeitsgericht Urteil vom 6. Oktober 1983

Paderborn - 1 Ca 821/83 -
II. Landesarbeitsgericht 

Hamm
Urteil vom 18. April 1984 
- 14 Sa 2202/83 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse: Ja
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstiehwort:
Kündigung wegen häufiger Kurzerkrankungen

Gesetz: KSchG § 1 Abs. 2; ZPO §§ 284, 286, 565 Abs. 3 Nr. 1

Leitsätze:
1. Bei einer Kündigung wegen häufiger Kurzerkrankungen ge­

hört zum Kündigungsgrund die aufgrund einer Prognose 
festgestellte Besorgnis weiterer häufiger Fehlzeiten und 
eine sich hieraus ergebende erhebliche Beeinträchtigung 
der Interessen des Betriebs.

2. Diese Kündigung ist nur dann sozial gerechtfertigt, wenn 
aufgrund der abschließenden Interessenabwägung im kon­
kreten Einzelfall sich eine unzumutbare betriebliche 
oder wirtschaftliche Belastung ergibt (Klarstellung der 
Sehatsurteile vom 25. November 1982 und 23. Juni 1983» 
BAG 40, 361 und BAG 43, 129 = AP Nr. 7 und 10 zu § 1 
KSchG 1969 Krankheit).
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2 AZR 657/84
14 Sa 2202/83 Hamm
Verkündet, am 
7. November 1985
Bittner,
Amt sInspektor:, < , als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil

In Sachen

pp.

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Verhandlung vom 7. November 1985 durch den 
Vorsitzenden Richter Hillebrecht, die Richter Triebfürst 
und Dr. Weller sowie die ehrenamtlichen Richter Wellhausen 
und Dr. Berisinger für Recht erkannt:
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1. Auf die Revision der Beklagten wird das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Hamm vom 
18. April 1984 - 14 Sa 2202/83 - aufgehoben.

2. Der Rechtsstreit wird 2ur erneuten Verhand­
lung und Entscheidung, auch über die Kosten 
der Revision, an das Landesarbeitsgericht 
zurückverwiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten über die Wirksamkeit einer krank­
heitsbedingten ordentlichen Kündigung.

Der Zum Zeitpunkt der Kündigung 48 Jahre alte und verheira­
tete Kläger war seit April 1964 als gewerblicher Arbeitnehmer bei 
der Beklagten beschäftigt. Seit . 1978 hatte er die Funktion eines 
Kontrolleurs im Bereich der Rohrfertigung. Dort waren an fünf 
Kontrolltisehen je zwei Kontrolleure dreischichtig eingesetzt, um 
die Produkte auf Maßhaltigkeit und Fehler zu untersuchen.

Der Kläger hat seit Jahren eine angegriffene Gesundheit.
Seit 1978 fehlte er im Durchschnitt an über 30 % der möglichen 
Arbeitstage. Als Ursache steht ein chronisches Bronchitisleiden 
im Vordergrund. Daneben litt er auch an Gastritis und Rückenbe-
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schwerden. Wegen seiner Gesundheitsprobleme hat der Kläger im 
März 1983 einen Antrag auf Anerkennung als .Schwerbehinderter ge­
stellt, Das zuständige Versorgungsamt hat jedoch bestandskräftig 
nur eine Minderung der Erwerbsfähigkeit von 30 % anerkannt. Der 
Bescheid vom 29. September 1983 nennt als Behinderungen:

Hörbehinderung,
Funktionseinschränkung der Wirbelsäule, 
chronische Atemwegsentzündung,
Funktionseinschränkung der Sehultergelenke, 
rückfällige Magenschleimhautentzündung.

Wegen der häufigen Fehlzeiten kündigte die Beklagte dem 
Kläger am 28. Juni 1983 zum 31» August 1983,. Nachdem dieser 
Kündigungsschutzklage erhoben hatte, wurde, er von der Beklagten 
zunächst weiterbeschäftigt.

Der Kläger hat vorgetragen, die Besorgnis, auch in Zukunft 
sei mit weiteren häufigen Fehlzeiten‘zu rechnen, sei unberech­
tigt. Es müsse nämlich berücksichtigt werden, daß die Hauptur­
sache für die aufgetretenen Fehlzeiten immer wieder ausbrechende 
Bronchitiserkrankungen gewesen seien. Die am Arbeitsplatz herr­
schende Zugluft habe die Atemwegsentzündungen stark gefördert. 
Zugluft trete nun aber nicht mehr auf, weil die Beklagte die mit 
zerbrochenen Glasseheiben durchsetzte Hallenkonstruktion durch 
ein festes Mauerwerk ersetzt habe. Dementsprechend sei er seit 
Mitte dieses Jahres (1983) nicht wieder an Bronchitis erkrankt. 
Es sei auch daran zu denken, daß das genannte Leiden durch eine
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Kur weiter gebessert werden könne. Ein weiterer Grund für das« 
Auftreten von BronChitiserkrankungen liege darin, daß beim Kon­
trollieren der Röhren auch Schleifarbeiten zu verrichten seien. 
Hierbei trete Staub auf, der sieh in den Atemwegen festsetze. 
Insofern habe also seine Anfälligkeit für Fehlzeiten durchaus 
auch betriebliche Ursachen. Anerkanntermaßen müßten aber solche 
betriebsbedingten Gesundheitsbeeinträchtigungen bei einer.Krank­
heit skündigung ausgeklammert werden.

Weiterhin, so meint der Kläger, seien durch die aufgetre­
tenen Fehlzeiten erhebliche betriebliche Störungen nicht ent­
standen. Dabei falle entscheidend ins Gewicht, daß sein Arbeits­
platz nur eine äußerst geringe Anlernzeit erfordere, so daß er 
von jedem anderen Mitarbeiter besetzt werden könne,. In erster 
Linie sei er in der Vergangenheit von seinen Kollegen an den an­
deren Kontrolltischen vertreten worden. Aber auch die an den an­
deren Arbeitsplätzen beschäftigten Kollegen hätten bei Urlaub 
oder Krankheit seinen Arbeitsplatz am Kontrolltisch übernommen. 
Bei der Beurteilung der betrieblichen Auswirkungen müsse auch 
berücksichtigt werden, daß keine Notwendigkeit .bestehe, die - mit 
Eisenbahnwaggons herangefahrenen Röhren sofort zu kontrollieren. 
Denn in der Halle bestünden genügend Stapelmögliehkeiten. 
Schließlich belasteten die, Lohnfortzahlungskosten die Beklagte 
nicht unerträglich, Lohnfortzahlung sei nämlich nur für sechs 
Wochen im Jahr zu leisten, da es sieh durchweg um Wiederholungs­
erkrankungen handele.
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Der Kläger hat beantragt,
festzustellen, daß das Arbeitsverhältnis der 
Parteien durch die Kündigung der Beklagten vom 
28. Juni 1983 nicht aufgelöst wurde.

Die Beklagte hat beantragt, 
die Klage abzuweisen.

Sie hat zur Begründung die einzelnen Krankheitsfehlzeiten 
des Klägers aufgeschlüsselt und vorgetragen, ihr seien Lohnfort­
zahlungskosten in unzumutbarer Höhe entstanden. In den letzten 
fünf Jahren habe sie an den Kläger 28.213,54 DM brutto an Kran­
kenlohn gezahlt. Dies bedeute, daß jährlich 2-0 % des Bruttolohns 
in die Lohnfortzahlung flössen.

Die Behauptung des Klägers, für die. auf getretenen Bronchi- 
tiserkrankungen seien Zugluft und Staub ursächlich gewesen, werde 
bestritten. Dagegen, daß arbeitsplatzbedingte Zugluft das Auf­
treten der Erkrankungen begünstigt habe, spreche schon der Um­
stand, daß die Fehlzeiten immer relativ gleichmäßig über das 
ganze Jahr hinweg verteilt gewesen seien und der Kläger auch 
schon vor 1978 in der Halle 12 gearbeitet habe, ohne daß seine 
Erkrankungen einen so großen Umfang eingenommen hätten wie in der 
letzten Zeit. Mit Luftschleusen sei,von jeher verhindert worden, 
daß beim Transport der Rohre Zugluft entstehen könne. Durch ge­
legentlich zerbrochene Scheiben habe ebenfalls Zugluft nicht 
entstehen können, weil die entstandenen Löcher.dafür zu hoch und 
zu weit entfernt vom Kläger gewesen* seien. 'Unrichtig sei auch, 
daß es beim Abschleifen der Rohre zu Staubemissionen komme. Die 
freigesetzten Stahlpartikel glühten aus.und fielen wegen ihres
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Gewiehtes zu Boden. Zunder, der während des Glühvorganges an den 
Rohren entstehe, werde bereits vor der Kontrolle in einer anderen 
Halle abgesaugt. Dementsprechend habe der Kläger sich auch nicht 
bei seinem Meister oder dem Betriebsrat entgegen seiner Behaup­
tung irgendwann über seine Arbeitsbedingungen beschwert. Es sei 
auch nicht richtig, daß der Kläger seit Mitte des Jahres 1983 
nicht mehr arbeitsunfähig krank gewesen sei. Vielmehr habe er vom 
5. bis 8. Oktober, 10. bis 21. Oktober und 5. bis,31. De­
zember 1983 krankheitsbedingt gefehlt.

Was die betriebsbedingten Störungen angehe, so betont die 
Beklagte, das Ausfallen von ein oder zwei Kontrolleuren bei der 
Röhrenfertigung führe zwangsläufig zu einer überproportionalen 
Minderleistung. Um den Ausfall zu kompensieren, müßten andere 
Mitarbeiter herangezogen werden, wobei wiederum in deren Ar­
beitsbereich Störungen aufträten. Diese Störungen seien deshalb 
besonders fühlbar, weil die Walzaufträge streng termingebunden 
seien. Es gebe keine Fertigung auf Lager. Durch häufige Fehlzei­
ten würde die gesamte Produktionsplanung durcheinandergebracht 
und werfe Probleme einer nicht rechtzeitigen Lieferung an die 
Kunden auf. In diesem Zusammenhang sei von Bedeutung, daß die 
Kontrolltätigkeit eine Mindestanlernzeit von sechs Monaten er­
fordere. Der Kläger sei erst nach 14 Jahren Betriebszugehörigkeit 
als erster Ausländer für solch eine qualifizierte Tätigkeit aus- 
gewählt worden. Sein Fehlen in dieser Position werfe daher bei 
der Vertretungsmöglichkeit besondere Probleme auf. Als letzter 
Ausweg bleibe dann nur, die eingetretene Minderproduktionen durch 
Überstunden an Samstagen möglichst auszugleiehen. So seien in den
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Jahren 1981 und 1982 derartige Nachholzeiten wiederholt notwendig 
geworden. Auch habe man zusätzliche Aushilfskräfte vor allem in 
den Ferien eingestellt. Derartige Maßnahmen führten aber wiederum 
zu finanziellen Mehrbelastungen, die sich auf die Kostensituation 
auswirkten. Bei der in der Stahlindustrie knappen Kostenkalkula­
tion führten unerwartete Arbeitsunfähigkeitszeiten schnell dazu, 
daß ein Auftrag keinen Gewinn oder sogar Verluste bringe. Im üb­
rigen hat die Beklagte auf das an den Betriebsrat gerichtete An­
hörungsschreiben Bezug genommen, in dem dargestellt ist, daß 
krankheitsbedingte Ausfälle bei den Kontrolleurarbeitsplätzen nur 
mit erheblichen Schwierigkeiten verkraftet werden könnten.

Das Arbeitsgericht hat die, Klage abgewiesen. Auf die Beru­
fung hat das Landesarbeitsgericht das Urteil des Arbeitsgerichts 
abgeändert und festgestellt, daß das Arbeitsverhältnis durch die 
Kündigung der Beklagten nicht beendet worden ist. Mit der vom 
Senat zugelassenen Revision verfolgt die Beklagte ihren Antrag 
weiter, die Berufung gegen das Urteil des Arbeitsgerichts zu­
rückzuweisen, während der Kläger beantragt, die Revision zurück­
zuweisen .

E n t s c h e i d  u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist begründet. Sie führt zur Aufhebung des Ur­
teils des Landesarbeitsgerichts und zur Zurückverweisung der Sa­
che zur.erneuten Verhandlung und Entscheidung.
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A. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, die Kündigung sei 
sozialwidrig. Es hat dahingestellt sein lassen, ob zum Zeitpunkt 
des Zugangs der Kündigung Tatsachen Vorgelegen haben, die die 
Besorgnis weiterer häufiger Kurzerkrankungen in der Zukunft 
rechtfertigten, weil es der Auffassung gewesen ist, es fehle an 
präzisen Darlegungen der Beklagten darüber, inwiefern die Fehl­
zeiten zu nicht mehr tolerierbaren betrieblichen Beeinträchti­
gungen geführt hätten und voraussichtlich führen würden. Das Be­
rufungsgericht hat zwar gesehen, daß auch wirtschaftliche Be­
lastungen durch Lohnfortzahlungskosten geeignet sein können, eine 
krankheitsbedingte Kündigung sozial zu rechtfertigen. Es hat je­
doch die Ansicht vertreten, der Umfang der beim Kläger aufgetre­
tenen Lohnfortzahlungskosten sei für sich allein noch kein Um­
stand, der als ungewöhnliche Belastung anerkannt werden könne.
Die Kosten würden erst im Vergleich zu anderen wirtschaftlichen 
Meßgrößen relevant. Je nach der Struktur des Betriebs und insbe­
sondere auch naeh der generellen Belastung des Betriebs durch 
Lohnfortzahlungskosten könnten die unproduktiven Löhne bei einem 
einzelnen Mitarbeiter mal mehr, mal weniger zu Buche schlagen.

Auch wenn das Arbeitsverhältnis der Parteien schon seit 
Jahren durch hohe Fehlzeiten des Klägers belastet sei, könne 
nicht unberücksichtigt bleiben, daß der Kläger vor fast zwei 
Jahrzehnten in den besten Mannesjahren bei der Beklagten einge­
treten sei. Er könne deshalb auch erwarten, daß die Beklagte bei 
einer schwierigen gesundheitlichen Situation' in vorgerücktem Al­
ter das Arbeitsverhältnis fortsetze. Dies bedeute nicht, daß das 
Arbeitsverhältnis des Klägers unkündbar geworden sei, sondern
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nur, daß die Beklagte den strengen Anforderungen an ihre Darle­
gungslast nicht naehgekommen sei.

B. Den Ausführungen des Berufungsgerichts, kann nicht in allen 
Teilen gefolgt werden.

I. Bei der Frage der Sozialwidrigkeit einer Kündigung (§ 1 
Abs. 2 KSchG) handelt es sich um die Anwendung eines unbestimm­
ten Rechtsbegriffs, die vom Revisionsgerieht nur darauf überprüft 
werden kann, ob das angefoehtene Urteil den Reehtsbegriff selbst 
verkannt hat, ob es bei der Unterordnung des Sachverhalts unter 
die Rechtsnorm des § 1 KSchG Denkgesetze oder allgemeine Erfah­
rungssätze verletzt hat, ob es bei der gebotenen Interessenabwä­
gung, bei der dem Tatsaehenriehter ein Beurteilungsspielraum zu­
steht, alle wesentlichen Umstände berücksichtigt hat und ob es in 
sich widerspruchsfrei ist (ständige Rechtsprechung des Bundesar- 
beitsgeriehts: vgl. etwa BAG 1, 99 = AP Nr. 5 zu § 1 KSchG und 
BAG 45, 146, 151).

II. Auch diesem eingeschränkten Prüfungsmaßstab hält das ange- 
fochtene Urteil nicht stand.

1. Nach der ständigen Rechtsprechung des Senats setzt eine so­
zial gerechtfertigte Kündigung wegen häufiger Kurzerkrankungen 
voraus, daß zum Zeitpunkt ihres Zugangs objektive Tatsachen vor­
liegen, die die Besorgnis weiterer häufiger Kurzerkrankungen in 
der Zukunft rechtfertigen und daß die bisherigen und in der Zu­
kunft zu erwartenden Krankheitszeiten zu unzumutbaren betriebli-
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chen oder wirtschaftlichen Belastungen des Arbeitgebers führen ̂  
(BAG 43, 129 = AP Nr. 10 zu § 1 KSchG 1969 Krankheit mit zust. 
Anm. von Neyses und BAG 45, 146 ff.). Nach ebenfalls gefestig­
ter Senatsrechtsprechung kann eine Kündigung wegen unzumutbarer 
wirtschaftlicher Belastung sozial gerechtfertigt sein, wenn das 
Arbeitsverhältnis als Austauschverhältnis auf Dauer erheblich 
gestört ist, weil mit immer neuen beträchtlichen Fehlzeiten und 
entsprechenden Lohnfortzahlungen zu rechnen ist. Bei der Prüfung, 
ob in diesem Fall eine unzumutbare wirtschaftliche Belasturig 
vorliegt, ist auf die Kosten des Arbeitsverhältnisses des gekün­
digten Arbeitnehmers abzustellen (BAG 45, 146, 153 und BAG Urteil 
vom 12. April 1984 - 2 AZR 77/83 - nicht veröffentlicht):. - ;

2. Vorliegend hat das Berufungsgericht in Unkenntnis der Se­
natsurteile vom 15. Februar und 12. April 1984 (aaO) die Auf- 
fassung vertreten, der Umfang der beim Kläger aufgetretenen. : 
Lohnfortzahlungskosten von über 28.000,-- DM in den letzten fünf 
Jahren (= 20 % des von ihm in diesem Zeitpunkt bezogenen Lohns) 
sei allein noch kein Umstand, der als außergewöhnliche Belastung 
anerkannt werden könne. Die Beklagte habe mehr tun müssen, als 
die aufgewandten Kosten zu beziffern, weil nach der Struktur des 
Betriebs und insbesondere auch nach der generellen Belastung des 
Betriebs durch Lohnfortzahlungskosten die unproduktiven Löhne bei 
einem einzelnen Mitarbeiter mal mehr, mal weniger zu Buche 
schlagen könnten. Damit ist das Berufungsgericht von den oben 
genannten Senatsurteilen vom 15. Februar und 12. April 1984 
abgewichen und hat den Rechtsbegriff der Sozialwidrigkeit ver­
kannt. Würde nämlich auf die jeweilige Gesamtbelastung des Be-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 11-

triebs mit.Lohnfortzahlungskosten abgestellt und nicht auf die 
Kosten des Arbeitsverhältnisses des gekündigten Arbeitnehmers, so 
bliebe der Austauscheharakter des Arbeitsverhältnisses weitgehend 
unbeachtet. Dies ginge über Sinn und Zweck des Kündigungsschutz­
gesetzes hinaus, das in § 1 Abs. 2 KSchG immerhin Kündigungen 
aus personenbedingten Gründen, also u.a. auch bei dauernder 
Störung des Austauschverhältnisses, zuläßt.

3. Dagegen halten sich die Ausführungen des Landesarbeitsge­
richts zur Beeinträchtigung des Betriebsablaufes entgegen der 
Auffassung der Revision im Rahmen seines Beurteilungsspielraums:

a) - Richtig ist, daß der Senat in den Urteilen vom 15. Februar 
und 12. April 1984 (aaO) zum Ausdruck gebracht hat, dem Arbeit­
geber, der durch eine ausreichende Personalreserve Umsetzungen 
oder durch andere organisatorische Maßnahmen Betriebsbeeinträch­
tigungen weitestgehend vermeide, dürfe hierfür nicht bestraft 
werden. Dies bedeutet aber nicht, worauf der Kläger zutreffend 
hinweist, daß bei ausreichender Personalreserve krankheitsbe­
dingte Kündigungen auch dann sozial gerechtfertigt sind, wenn 
eine Betriebsbeeinträehtigung vermieden wird. Vielmehr hält der 
Senat daran fest, daß eine unzumutbare Betriebsbeeinträchtigung 
vorliegen muß.. Nur werden von einem Arbeitgeber, der bereits 
durch eine ausreichende Personalreserve Betriebsbeeinträchti­
gungen weitgehend vermeidet, weniger. Uberbrückungsmaßnahmen ver­
langt (vgl. dazu Weller, Kündigung bei Krankheit in: Das Ar­
beitsrecht der Gegenwart, Bd. 20, 1.982, S. 77, 87).
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b) Die Prozeßfüge, das Landesarbeitsgerieht habe bei der Wür­
digung des Vortrages zur Betriebsbeeinträchtigung §§ 284 und 286 
ZPO verletzt, ist unzulässig, weil die Beklagte nicht ausführt, 
welchen konkreten, unter Beweis gestellten Vortrag das Landes­
arbeitsgericht übergangen haben soll.

4. Entgegen der Auffassung des Klägers ist das Urteil des Lan­
desarbeitsgerichts wegen des Rechtsfehlers bezüglich der wirt­
schaftlichen Belastung aufzuheben. Dem Kläger ist zwar darin zu­
zustimmen, daß die Überprüfung einer krankheitsbedingten Kündi­
gung in drei Stufen zu erfolgen hat: Danach setzt eine sozial 
gerechtfertigte Kündigung zunächst eine negative Prognose hin­
sichtlich des voraussichtlichen weiteren Gesundheitszustandes 
voraus. Dieser Saehverhalt ist aber nur geeignet, eine krank- 
heitsbedingte Kündigung sozial zu rechtfertigen, wenn die ent­
standenen und prognostizierten Fehlzeiten zu einer e r h e b ­
l i c h e n  Beeinträchtigung der betrieblichen Interessen füh­
ren. Damit wird klargestellt, daß zum Kündigungsgrund nicht die 
unzumutbare Belastung des Betriebs gehört (so richtig Neyses, 
Anm. zu BAG AP Nr. 10 zu § 1 KSchG 1969 Krankheit; insoweit 
etwas mißverständlich Senatsurteil vom 25w November 1982 - BAG 
40, 361, 370 = AP Nr. 7 Zu § 1 KSchG 1969 Krankheit, zu B I 3 
der Gründe, wonach sieh bei der Frage der Unzumutbarkeit Über­
schneidungen zwischen Kündigungsgrund und Interessenabwägung er­
geben). Erst in der dritten Stufe, bei der Interessenabwägung, 
wird geprüft, ob die erhebliche Beeinträchtigung der betriebli­
chen Interessen zu einer unzumutbaren Belastung führt. Hierbei 
geht es aber entgegen der Auffassung von Neyses (aaO) nicht um
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eine Unzumutbarkeit der Weiterbeschäftigung, andernfalls würde 
der Beurteilungsmaßstab der Sozialwidrigkeit verlassen (vgl. 
dazu näher Weller, aaO).

Das Landesarbeitsgerieht ist zwar vorliegend bei der Inter­
essenabwägung zu dem Ergebnis gekommen, es lägen, keine unzumut­
baren betrieblichen und wirtschaftlichen Belastungen vor. Das 
Berufungsgericht ist. aber nur deshalb zu einer für den Kläger 
günstigen Interessenabwägung gekommen, weil es davon, ausgegangen 
ist, die Beklagte habe nicht die besonderen Anforderungen er­
füllt, die an ihre Darlegungslast gestellt werden (vgl. S. 15 
des angefochtenen Urteils). Daraus ergibt sich, daß das Landes­
arbeitsgericht möglicherweise zu einem für die Beklagte günsti­
geren Ergebnis gekommen wäre, wenn es bei der Prüfung, ob eine 
unzumutbare wirtschaftliche Belastung vorliegt, auf die Kosten 
des Arbeitsverhältnisses des gekündigten Arbeitnehmers abgestellt 
hätte. Ob die finanziellen Belastungen dem Arbeitgeber noch zu­
mutbar sind, hängt nach dem Senatsurteil vom 15. Februar 1984 
(aaO) insbesondere von der Dauer des u n g e s t ö r t e n  
Bestandes des Arbeitsverhältnisses ab. Je länger ein Arbeitsver- 
hältnis ungestört bestanden hat, desto ■mehr Rücksichtnahme ist 
danach vom Arbeitgeber zu erwarten. Vorliegend spricht deshalb 
zugunsten des Klägers, daß das Arbeitsverhältnis Zum Zeitpunkt 
der Kündigung schon 19 Jahre bestanden hat. Zugunsten der Be­
klagten spricht, daß der Kläger in den letzten sechs Jahren vor 
Ausspruch der Kündigung durchschnittlich 30 % der Arbeitszeit 
krankheitsbedingt ausgefallen ist aufgrund verschiedener Krank­
heiten, so daß immer wieder Lohnfortzahlungskosten ausgelöst
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wurden.

III. Der Senat hat in der Sache nicht selbst entscheiden können, 
weil die Sache 2ur Endentscheidung noch nicht reif ist (§ 565 
Abs. 3 Ziff. 1 ZPO). Das Landesarbeitsgerieht hat von seinem 
Standpunkt aus zu Recht dahinstehen lassen, ob zum Zeitpunkt des 
Zugangs der Kündigung objektive Tatsachen Vorgelegen haben, die 
die Besorgnis weiterer häufiger Kurzerkrankungen mit entspre­
chenden Lohnfortzahlungskosten in der Zukunft rechtfertigten. 
Voraussetzung für eine sozial gerechtfertigte krankheitsbedingte 
Kündigung ist aber u.a. eine negative Prognose. Aus diesem 
Grunde hat das Berufungsgericht die entsprechenden Feststellungen 
nachzuholen. Falls das Berufungsgericht zu einer negativen Pro­
gnose kommt, hat es bei der Interessenabwägung auch zu berück­
sichtigen, daß die Ursache der Arbeitsunfähigkeit von ganz er­
heblicher Bedeutung ist (vgl. Weller, aaO, S. 89), Hierzu haben 
die Parteien substantiiert Gegensätzliches unter Beweisantritt 
vorgetragen, so daß gegebenenfalls durch Beweisaufnahme zu klären 
ist, ob die bronohitischen Erkrankungen des Klägers eine Folge 
von Zugluft, Schleifstaub und Nachtschichtarbeit sind oder, bzw., 
auch auf ständiges Rauchen zurückgeführt werden müssen.

Hillebrecht Triebfürst Dr. Weller
Wellhausen Dr. Bensinger
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